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AktG § 131 Abs. 2 Satz 2
Beschränkung des Frage- und Rederechts des Aktionärs in der Hauptversammlung („Redezeitbeschränkung“)

BGH, Urt. v. 08.02.2010 – II ZR 94/08 (OLG Frankfurt/M. ZIP 2008, 1333), ZIP 2010, 575

Amtliche Leitsätze:

1. § 131 Abs. 2 Satz 2 AktG ermöglicht eine umfassende statutarische Regelung der Ermächtigung des
Versammlungsleiters zur zeitlich angemessenen Beschränkung des Frage- und Rederechts des Aktionärs in
der Hauptversammlung, die über die bloße Regelung des Verfahrens oder die Festschreibung einer
gesetzeswiederholenden Angemessenheitsklausel hinausgeht.
2. Zulässig ist die satzungsmäßige Bestimmung von angemessenen konkreten Zeitrahmen für die
Gesamtdauer der Hauptversammlung und die auf den einzelnen Aktionär entfallenden Frage- und Redezeit,
welche dann im Einzelfall vom Versammlungsleiter nach pflichtgemäßem Ermessen zu konkretisieren sind.
Ebenfalls zulässig ist die Einräumung der Möglichkeit, den Debattenschluss um 22.30 Uhr anzuordnen.
3. Stellt die Satzung Beschränkungen des Frage- und Rederechts des Aktionärs in das Ermessen des
Versammlungsleiters, so hat dieser das Ermessen nach den allgemeinen Grundsätzen unter Berücksichtigung
der konkreten Umstände der Hauptversammlung pflichtgemäß auszuüben, sich also insbesondere an den
Geboten der Sachdienlichkeit, der Verhältnismäßigkeit und der Gleichbehandlung zu orientieren, ohne dass
dies in der Satzung ausdrücklich geregelt werden muss.
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